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▶▶ Räumungsvollstreckung
Antrag auf Einstellung der Räumungsvollstreckung: Was häufig 
nicht beachtet wird

|  Der Mieter, der durch ein vorläufig vollstreckbares Urteil zur Räumung 
und Herausgabe verurteilt wurde, kann in der Rechtsmittelinstanz einen 
Antrag auf einstweilige Einstellung der Zwangsvollstreckung stellen. In  
einer Entscheidung des BGH fehlte es an den hierfür erforderlichen Vor-
aussetzungen (BGH 11.2.20, V ZR 201/19, Abruf-Nr. 214357).  |

Der Antrag hat nur Aussicht auf Erfolg, wenn der Mieter gemäß § 719 Abs. 2 
ZPO glaubhaft macht, dass die Vollstreckung ihm einen nicht zu ersetzenden 
Nachteil bringen würde und nicht ein überwiegendes Interesse des Gläubi-
gers entgegensteht. Nicht unersetzlich sind Nachteile, die der Schuldner 
selbst vermeiden kann. Die Geltendmachung unersetzlicher Nachteile setzt 
daher grundsätzlich voraus, dass der Mieter in der Berufungsinstanz einen 
Vollstreckungsschutzantrag nach § 712 ZPO gestellt hat. Hat der Mieter dies 
versäumt, kommt eine Einstellung nach § 719 Abs. 2 ZPO nur ausnahmsweise 
in Betracht, wenn

�� dem Mieter aus besonderen Gründen nicht möglich oder nicht zumutbar 
war, einen Vollstreckungsschutzantrag zu stellen oder 

�� das Berufungsgericht fehlerhaft unterlassen hat, eine Abwendungsbefug-
nis nach § 711 ZPO anzuordnen. 
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Abruf-Nr. 214357

Mieter muss 
Vollstreckungs-
schutzantrag stellen

▶▶ Corona-Reiseverbot 
Einstweiliger Rechtsschutz zum Aufsuchen einer Zweitwohnung

|  Das VG Schleswig-Holstein hat einen Antrag auf Erlass einer einstweili-
gen Anordnung abgelehnt, bei dem es um die Nutzung einer Zweitwohnung 
ging (VG Schleswig-Holstein 27.3.20, 1 B 31/20, Abruf-Nr. 215448).  |

Mit dem Antrag wollten die Antragsteller festgestellt wissen, dass ihnen die 
Nutzung ihrer Zweitwohnung nicht gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 IfSG i. V. m. 
Nr. 5 der Allgemeinverfügung des Antragsgegners zur Nutzung von Neben-
wohnungen und zum Verbot und zur Beschränkung von Kontakten in beson-
deren öffentlichen Bereichen zur Bekämpfung der Ausbreitung des neuarti-
gen Coronavirus SARS-CoV-2 vom 23.3.20 untersagt ist. 

Das VG hat einen Anordnungsgrund bejaht, allerdings einen Anordnungsan-
spruch für nicht begründet erachtet, weil die Antragsteller allein aus touris-
tischen Gründen in ihre Zweitwohnung zu reisen beabsichtigten. 
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Abruf-Nr. 215448

Anordnungsan-
spruch: Touristische 
Gründe reichen nicht

▶▶ WEG
Beschluss über Sanierungsmaßnahmen

|  Bei einer Beschlussanfechtungsklage wegen eines Beschlusses, der 
einer ordnungsmäßigen Verwaltung nicht entspricht, müssen innerhalb der 
Zweimonatsfrist die maßgeblichen Tatsachen ihrem wesentlichen Kern 
nach vorgetragen werden. Nachträglich sind nur noch Erläuterungen oder 

Praxiswissen auf den Punkt gebracht.

Die anwaltliche Vergütung ist kompliziert geregelt. 
Hinzu kommen viele Praxisprobleme mit den Gerichten 
bzw. bei der Vergütungsvereinbarung mit den Mandanten. 
Unser Gebührenrechtsexperte, RA Norbert Schneider, 
zeigt Ihnen, wie Sie vollständig und maximal abrechnen. 
Profitieren Sie von leicht nachvollziehbaren Abrechnungs-
beispielen und klären Sie Ihre individuellen Fragen direkt 
im Dialog. 

Ihre Vorteile bei den IWW-Webinaren

•  Regelmäßiges Wissens-Update einmal 
im Quartal (Einstieg jederzeit).

•  Durch die Teilnahme an einzelnen Webinaren 
wählen Sie Ihre Themen gezielt aus.

•  Mit der Entscheidung für eine Webinar-Reihe
sparen Sie über 80,00 Euro pro Jahr.

•  Kommunikation zwischen Teilnehmern 
und Referenten akustisch und per Chat.

•  Sie sparen Zeit und Geld, denn Reiseaufwand 
und -kosten entfallen.

IWW-Webinare

Anwaltsvergütung
Honorare optimal abrechnen

Referent
Norbert Schneider
Rechtsanwalt 

Ständiger Autor von RVG pro-
fessionell, Autor u. a. des Anwalts-
Kommentars „RVG“, von „Fälle 
und Lösungen“ und „Gebühren in 
Familiensachen“   

Teilnehmerkreis
Rechtsanwälte, Rechtsanwalts- 
und Notarfachangestellte 

Termine
06.07.2020, 05.10.2020, 
11.01.2021, 12.04.2021

jeweils 14:00 ― 16:00 Uhr

Teilnahmegebühr
bei Einzelbuchung 120,00 €,
im Abonnement 
(4 Termine in 12 Monaten) 
99,00 € pro Termin,
Preise zzgl. USt.

Buchungs-Nr. 795

Norbert Schneider

„2 Stunden, die sich für Sie 

im wahrsten Sinne des Wortes 

auszahlen!“

Aktuelles Programm unter: 
iww.de/s192
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Substanziierungen möglich. Eine schlagwortartige Bezeichnung oder Ver-
weisung auf Anlagen genügt daher nicht (AG Hamburg-Blankenese 15.4.20, 
539 C 16/18, Abruf-Nr. 215449).  |

Für die Einladung zur Eigentümerversammlung reicht es daher nicht aus, zu 
einem TOP „Beschluss über ergänzende und weiterführende Großsanierung“ 
einzuberufen, wenn tatsächlich über konkrete bauliche Einzelmaßnahmen beschlos-
sen werden soll. Nach Ansicht des AG genügt es aber, wenn in der Einladung 
auf ein Informations- und Empfehlungsschreiben des Beirats nebst Kostenauf-
stellung und den Vergabevorschlag des Architekten verwiesen wird. Dann 
schadet es auch nicht, wenn die in die Einladung aufgenommene Beschlussva-
riante bereits so festgezurrt wird, dass andere Anbieter nicht mehr zum Zuge 
kommen; den Eigentümern bleibt es unbenommen, den Antrag durch Negativ-
beschluss abzulehnen. Sie haben ein Beurteilungsermessen im Rahmen der 
Frage, „wie“ sie ihrer Erhaltungspflicht nachkommen. Nach Auffassung des 
AG ist das in der Rechtsprechung häufig vertretene apodiktische Erfordernis 
von mindestens drei Vergleichsangeboten abzulehnen, weil Eigentümer nicht 
verpflichtet sind, das günstigste Angebot anzunehmen und zu realisieren.
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Abruf-Nr. 215449

▶▶ Rechtsanwaltsgebühr
Anwaltliche Geschäftsgebühr für Legal-Tech-Anspruchsschreiben

|  Fertigt ein Rechtsanwalt mithilfe von Legal-Tech-Software eine 
Anspruchsschrift (z. B. in Fällen der Mietpreisbremse, Dieselskandal, Flug-
gastrechte), entsteht bereits hierdurch eine Geschäftsgebühr nach Nr. 2300 
VV RVG (AG Köln 5.3.20, 120 C 137/19, Abruf-Nr. 215458).  |

Die Legal-Tech-Software „berechnet“ das Bestehen eines Anspruchs und 
generiert ein Anspruchsschreiben. Das AG begründet die Geschäftsgebühr 
damit, dass der Algorithmus genau dieselbe Dienstleistung erbracht hat, die 
ein Rechtsanwalt im mündlichen Gespräch und anschließend mit Verfassen 
eines Anspruchsschreibens erbringen würde. Diese kann – mangels Verzug – 
nicht gemäß §§ 280, 286 ZPO vom Schuldner erstattet verlangt werden. 
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Abruf-Nr. 215458

Algorithmus erbringt 
dieselbe Dienstleis-
tung wie Rechtsan-
walt

▶▶ Corona-Krise
Mieter zahlt Miete nicht: Darf Vermieter auf Kaution zugreifen?

|  Ein Rückgriff auf die Kaution bei pandemiebedingten Zahlungsschwierig-
keiten des Mieters ist zwar möglich. Der Ausspruch einer Kündigung nach 
§ 543 Abs. 1, 569 Abs. 2a BGB für den Fall, dass der Mieter die Kaution (wiede-
rum pandemiebedingt) nicht wiederauffüllen kann, ist aber nicht möglich.  |

Der Gesetzgeber hat dies in der Gesetzesbegründung ausdrücklich ausge-
schlossen (BT-Drucksache 17/10485, S. 25). Der Kündigungsgrund nach § 569 
Abs. 2a BGB betreffe nur den ursprünglichen Anspruch auf Sicherheitsleis-
tung, nicht hingegen etwaige Wiederauffüllungsansprüche. Eine Kündigung 
wäre auch nach der Rechtsprechung des BGH nicht möglich, weil in die  
anzustellende Interessenabwägung die gesetzgeberische Wertung des  
Art. 240 § 2 EGBGB einzubeziehen wäre (BGH 21.3.07, XII ZR 255/04).

Keine Umgehung der 
Kündigungsbe-
schränkungen


